
Badische Landesbibliothek Karlsruhe

Digitale Sammlung der Badischen Landesbibliothek Karlsruhe

Schlusser's Bau- und Feuerpolizeiliche Vorschriften in
Baden

Schlusser, Gustav

Karlsruhe, 1924

b) Bauten in der Nähe von Waldungen

urn:nbn:de:bsz:31-140419

https://nbn-resolving.org/urn:nbn:de:bsz:31-140419


394 Bauten an Wegen und Waldungen .

nach Anhörung des Kreisausſchuſſes ! ) beziehungsweiſe der

Gemeindebehörde von der Einhaltung dieſer Entfernung
Nachſicht erteilt werden .

Soweit es im öffentlichen Intereſſe einer geordneten
Wegeunterhaltung erforderlich erſcheint , kann von der

Straßenbaubehörde , bezw . bei Kreisſtraßen und Gemeinde⸗

wegen von dem Kreisausſchuſſe ! ) und der Gemeindebehörde
die Beſeitigung von Anlagen verlangt werden , welche vor

Inkrafttreten des Geſetzes in größerer Nähe , als nach Obigem
zuläſſig iſt , angebracht wurden . In dieſem Falle iſt Ent⸗

ſchädigung zu leiſten , ſofern nicht ſchon nach den früher gel⸗
tenden Beſtimmungen die Anlage vorſchriftswidrig erfolgt iſt .

Über die Notwendigkeit der Beſeitigung entſcheidet die

Verwaltungsbehörde , über Vorausſetzungen und Höhe der

Entſchädigung das Gericht .

2. Ortsſtraßengeſetz vom 15 . Oktober 1908 .

( Abgedruckt oben Seite z ff . ) .
In Betracht kommen die 88 6, 7, 9, 11, 12, 15 Abſ . 6, 28, 30 und 31.

b) Bauten in der Nähe von Waldungen .

Forſtgeſetz vom 15 . November 1833 .

( Regierungsblatt 1834 Seite 5. )

Vom Bauen in der Nähe von Waldungen .

§ 57 . In Waldungen oder in einer Nähe derſelben von

weniger als 400 Fuß ( 120 Meter ) dürfen keine Wohn⸗ oder
andere Gebäude angelegt werden .

Das Wiederherſtellen und Erweitern von erlaubter

Weiſe bereits beſtandenen Gebäuden iſt unter dieſem Verbote

nicht begriffen .
Beſchränkungen der Bauerlaubnis aus anderen als

forſtpolizeilichen Gründen bleiben vorbehalten .

§ 58 . ( Nach der durch das Geſetz vom 27 . April 1854

abgeänderten Faſſung . ) Die Vorſchrift des vorhergehenden
Paragraphen gilt nicht für die im Zuſammenhang mit einem
Orte errichteten Gebäude und Werke , die mit der Gemeinde

9 Jetzt: Kreisrat .
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oder dem Weiler , wozu ſie gehören , einen geſchloſſenen Ort
bilden . ) 2)

§ 59 . Eine Ausnahme von dem Verbote des § 57 kann
die Staatsforſtbehörde nur nach Vernehmung des Forſt⸗
amts und derjenigen bewilligen , welche innerhalb einer Ent⸗
fernung von ſvierhundert Fußl , von der Bauſtelle an ge⸗
rechnet , Waldungen beſitzen .

) Ob die Vorausſetzungen dieſer Ausnahmebeſtimmung gegebenſind , iſt rein nach den tatſächlichen Verhältniſſen zu beurteilen ; die
Eingemeindung eines Dorfes zur benachbarten Stadt an ſich ſchafftnoch nicht an Stelle der räumlich getrennten , geſchloſſenen Wohn⸗bezirke ( Ortsetter ) der beiden Gemeinden einen einzigen Ortsetter , ſodaß auf den zwiſchen beiden liegenden Gemarkungsteil ohne weiteres
8. 58 Forſtgeſetz Anwendung fände . Auch dadurch , daß die ſtädtiſche
Bauordnung jenen Gemarkungsteil als „ Baugebiet “ bezeichnet und
gewiſſe Vorſchriften über das Bauen daſelbſt aufſtellt , wird das
Verbot des § 57 Forſtgeſetz im Bereich dieſes Gebiets nicht außer
Kraft geſetzt , vielmehr können die Beſtimmungen einer örtlichen
Bauordnung über die Art der Bauausführung nur inſoweit An⸗
wendung finden , als nach den anderweit beſtehenden geſetzlichen Vor⸗
ſchriften überhaupt gebaut werden darf . Aus 8§ 57 Forſtgeſetz kann
aber ein Hindernis für die Baugenehmigung dann nicht mehr ab⸗
geleitet werden , wenn die Staatsforſtbehörde erklärt hat , ſie tragekein Bedenken , nach 8 59 Forſtgeſetz Ausnahmebewilligung zu er⸗
teilen ( Entſch . des VGH . vom 25. September 1907 , VZeitſchr . 1908
O. 42 ; vergl . auch Erl . des Min . des Innern vom 4. Dezember 1907
Nr. 50523 ) .

) Die Vorausſetzungen des 8 58 Forſtcgeſ . erſcheinen regel⸗
mäßig als gegeben , wenn die Bauſtelle in einem Gebiete liegt , für
welches auf Grund des Ortsſtraßengeſetzes Straßenzüge und Bau⸗
fluchten feſtgeſetzt worden ſind , ſofern nur dieſes Gebiet „ im Zu⸗
ſammenhang “ mit dem bereits beſtehenden Ort ſteht , d. h. ſeine natür⸗
liche Erweiterung bildet . In ſolchem Falle bedarf es nicht der nach
8 59 des Forſtgeſetzes vorgeſchriebenen Anhörung des Forſtamts ,
wenn ein Gebäude näher als 120 m an den Wald herangerückt
werden ſoll , da eine Ausnahmebewilligung von dem Verbot des
§ 57 nicht nötig fällt . Die Forſt⸗ und Domänendirektion hat nun
den Wunſch ausgeſprochen , es möchte vor der amtlichen Feſtſtellungvon Ortsbauplänen , die näher als 120 m an einen Wald heran⸗
tretende Straßenzüge vorſehen , dem zuſtändigen Forſtamt Gelegenheit
zur Außerung gegeben werden . Im Hinblick auf § 3 Abſatz 4 des
Ortsſtraßengeſetzes weiſen wir die Bezirksämter an, dieſem Wunſche
künftighin zu entſprechen . ( Erl . d. Min . d. Innern v. 16. Sept . 1914
Nr . 44382 ) .
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Wird ein ſolches Bauweſen ausnahmsweiſe erlaubt , ſo
darf darin gleichwohl , ſofern ſich die Bewilligung nicht aus⸗

drücklich hierauf erſtreckt , keine Werkſtätte zur Bearbeitung
von Holz und keine Niederlage zum Holzhandel errichtet
werden .

c) Bauten an und in Gewäſſern .

1. Auszug aus dem Waſſergeſetz vom 26 . Juni 1899

in der Faſſung der Bekanntmachung vom 12. April 1913
und des Geſetzes vom 8. Auguſt 1924

( Geſ. ⸗ und VOBl . 1913 Seite 250 und 1924 Seite 241) .

§ 27 . Geſtattung der Bauausführung auf den

Ufergrundſtücken . ( 1) Die Beſitzer der an einen Waſſerlauf
angrenzenden Grundſtücke ſind verpflichtet , zu geſtatten , daß
die zum Schutze der Ufergrundſtücke notwendigen Bauten an
und auf ihrem Eigentum vorgenommen und erhalten werden ,

daß die zu den Ufer⸗ und Waſſerbauten erforderlichen Ma⸗
terialien vorübergehend auf ihren Ufergrundſtücken gelagert ,
und daß die zum gleichen Zweck erforderlichen Materialien

an Sand , Lehm , Kies und Steinen aus ihren Ufergrund⸗
ſtücken entnommen werden .

( 2) Für erweislich hieraus entſtehenden Schaden können
die Beſitzer Vergütung beanſpruchen , ſoweit derſelbe nicht
durch den ihren Ufergrundſtücken aus den betreffenden Ufer⸗
und Waſſerbauten zugegangenen Vorteil ausgeglichen iſt .

§ 40 . Fälle der Verleihung von Waſſerbe⸗
nutzungsrechten . Der Verleihung bedarf :

1. wer ein öffentliches Gewäſſer ! ) oder einen natürlichen
nicht öffentlichen Waſſerlauf in einer über den Gemeinge⸗
brauch ( § 12) oder bei einem natürlichen nicht öffentlichen

) Sffentliche Gewäſſer ſind zur Zeit : der Bodenſee , der Rhein ,
der Main , der Neckar , die Tauber vom Wertheimer Mühlwehr an,
die Kinzig mit Nebenbächen , die Murg von der Einmündung des
Latſchigbachs bei Weißenbach an , die Enz , Nagold und die Würm ,
die Wutach vom Einfluß der Haslach an, der Titiſee ( vergl . §8 1
des Geſetzes ) .
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